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Otto G. Mayer

Berechenbarkeit 
als Maxime

Der Wahlkampf ist vorüber; der 
neue, neunte Bundestag ge

wählt. Geblieben ist die sozial-libe- 
rale Regierungskoalition mit aller
dings gestärktem FDP-liberalem 
Element, geblieben ist der ,,alte“ 
Bundeskanzler, geblieben sind die 
wirtschaftspolitischen Probleme. 
Geblieben sind aber auch trotz, 
oder besser: gerade wegen, dieses 
Wahlkampfes Fragen an die Poli
tik, wie sie sich deren Lösung vor
stellt. Denn soweit die wirtschafts
politischen Probleme der näheren 
und weiteren Zukunft im Wahl
kampf angesprochen wurden, ging 
es mehr um Schuldzu- und -abwei- 
sungen denn um Lösungsansätze.

Nun ist der Wahlabend nicht aller 
Tage Abend. Die Koalitionsver
handlungen und die Regierungser
klärung der neuen Regierung ge
ben Gelegenheit, die im Wahl
kampf versäumte Aufklärung über 
den zukünftigen Weg nachzuholen. 
Diese Aufklärung ist um so nötiger, 
als die Auffassungen der beiden 
Koalitionspartner in zentralen wirt
schaftspolitischen Fragen anschei
nend im umgekehrten Verhältnis

zu ihrer Gemeinsamkeit in der Au
ßenpolitik stehen. Und der von 
Kanzler und Vizekanzler beschwo
rene ,,Grundsatz der Berechenbar
keit“ hat sein Gewicht sicherlich 
nicht nur in der Außenpolitik, son
dern auch und insbesondere in der 
Wirtschaftspolitik.

Zur Beherzigung dieses Grund
satzes ist es nicht in jeder Hinsicht 
notwendig -  und von Schmidt und 
Genscher anscheinend auch nicht 
beabsichtigt - ,  die Politik für die 
nächsten Jahre bis in alle Einzel
heiten festzulegen. Doch gerade 
dann gewinnen klare grundsätzli
che Festlegungen an Bedeutung. 
Letztlich geht es hierbei um eine 
deutliche Absteckung des ord
nungspolitischen Rahmens, inner
halb dessen die anstehenden Pro
bleme zu lösen sind und an dem 
die einzelnen politischen Maßnah
men nachher gemessen werden 
können.

Es ist ein Unterschied, ob sich 
die Wirtschaft und die sozialen 
Gruppen auf eine Politik ,,aktiver 
staatlicher Wachstumsvorsorge“ 
nach den Vorstellungen des For
schungs- und Technologiemini
sters Hauff mit riesigen staatlichen 
oder staatlich geförderten Investi
tionen in sogenannte ,,Engpaßbe
reiche“ einrichten müssen oder 
können oder ob die staatliche 
Wachstumsvorsorge darin beste
hen wird, bei Unternehmen und 
Sozialpartnern auf die Flexibilität 
hinzuwirken, die notwendig ist, da
mit sich die Wirtschaft bei verrin
gertem Verteilungsspielraum an 
die geänderten Energie- und die 
sich verstärkt wandelnden weltwirt
schaftlichen Strukturen möglichst 
reibungslos anpassen kann. Vor 
diesem Hintergrund würde es 
schon der Klarheit dienen, wenn 
der Kanzler Bekenntnisse zu 
marktwirtschaftlichen Lösungen 
nicht nur weitgehend seinem libe
ralen Wirtschaftsminister überlie
ße, zumal Helmut Schmidt sicher
lich unterstellt werden kann, daß er 
zur Lösung der anstehenden Pro

bleme eher solchen Wegen zu
neigt.

Zur Berechenbarkeit der Politik 
gehört in diesem Zusammenhang 
auch eine Klarstellung, wie und in 
welchem Zeitraum eine Konsolidie
rung der staatlichen Finanzen vor
genommen werden soll. Daß im 
kommenden Jahr angesichts der 
konjunkturellen Situation eine Ver
ringerung des geplanten Zuwach
ses der staatlichen Ausgaben 
kaum angebracht sein dürfte und 
eine durch die konjunkturbedingten 
Steuerausfälle bewirkte Erhöhung 
der Neuverschuldung über den bis
her vorgesehenen Umfang hinaus 
hingenommen werden muß, 
scheint schon absehbar zu sein. 
Um so mehr stellt sich damit aller
dings auf längere Sicht die Frage 
nach Höhe und Art einer (relativen) 
Einschränkung der Staatsausga
ben. Wenn der private Sektor damit 
rechnen muß, daß eine Konsolidie
rung allein über künftig höhere 
Steuerlasten zu erreichen ist, kann 
die allseits erwünschte Wachs
tumsdynamik bereits im Vorwege 
erlahmen.

Wenn heute schon darüber spe
kuliert wird, ob und inwieweit die 
FDP für eine Fortführung oder gar 
Stärkung des marktwirtschaftlichen 
Kurses in der Wirtschaftspolitik mit 
Zugeständnissen in der Sozial- 
und Gesellschaftspolitik zu bezah
len hat, so sollte darauf hingewie
sen werden, daß zwischen diesen 
Bereichen enge Zusammenhänge 
bestehen. Die Vergangenheit hat 
allzu deutlich gezeigt, daß die 
Überfrachtung der Sozialsysteme 
mit ordnungspolitisch nicht konfor
men Maßnahmen nicht nur zu einer 
Verschwendung von Mitteln, son
dern zur Aushöhlung der finanziel
len Basis, zu unerwünschten Ne
benwirkungen und teilweise gar 
zum Gegenteil des angestrebten 
Zwecks führt. Es bleibt zu hoffen, 
daß die Regierungserklärung auch 
in diesen Bereichen den Grundsatz 
der Berechenbarkeit zur Maxime 
erhebt.
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